
 

 

 

 

 

 

Heimat 2.0: Förderaufruf für Transferregionen 

 

Transferregionen für die Übertragung von digitalen Anwendungen für die Verbesserung 

der Daseinsvorsorge in ländlichen strukturschwachen Regionen gesucht! 

 

Ergebnistransfer aus der Förderinitiative Heimat 2.0 im Wege des Patenmodells- Aufruf für die 

Auswahl von Transferregionen und förderrechtlicher Rahmen der Transfervorhaben 

 

Förderinitiative des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) 

gemeinsam mit dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)  

im Rahmen des Programms Region gestalten finanziert aus dem Bundesprogramm Ländliche 

Entwicklung und regionale Wertschöpfung (BULE+) 

 

I. Hintergrund sowie Zweck und Zielsetzung 

Eine Vielzahl von Gemeinden und zivilgesellschaftlichen Akteuren in ländlichen strukturschwachen 

Regionen verfügt nur über begrenzte finanzielle und personelle Ressourcen, so dass vielerorts die 

Potenziale digitaler Anwendungen nur ansatzweise oder gar nicht ausgeschöpft werden. Um hier zu 

unterstützen führt das BMWSB seit 2020 die Förderinitiative „Heimat 2.0“ durch.  

Gefördert werden derzeit bundesweit insgesamt 16 Modellvorhaben, die mit Hilfe digitaler 
Anwendungen den Zugang zu Leistungen der Daseinsvorsorge in ländlichen strukturschwachen 

Räumen in verschiedenen thematischen Bereichen verbessern möchten. 

Ab dem Jahr 2023 möchte BMWSB gemeinsam mit BBSR weitere ländliche strukturschwache 

Regionen im Wege des sogenannten Patenmodells dabei unterstützen, die Ergebnisse und 

Erkenntnisse von fünf laufenden, fortgeschrittenen Modellvorhaben auf Übertragbarkeit zu prüfen 
und zu übernehmen. Neben dem konkreten Wissenstransfer sollen damit auch Erfolgsfaktoren und 

eventuelle Hemmnisse des Ergebnistransfers aus geförderten Projekten der Bundesraumentwicklung 

abgeleitet werden. 

Nähere Information zu den laufenden Vorhaben finden Sie auf der Website von Region gestalten 

(www.region-gestalten.bund.de) 

https://www.region-gestalten.bund.de/Region/DE/vorhaben/heimat20/_node.html
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II. Gegenstand der Förderung 

Im Herbst 2022 wurden im Ergebnis einer Interessenbekundung aus dem Kreis der laufenden 

16 Modellvorhaben auf Basis von Bewertungskriterien fünf Patenregionen1 ausgewählt, die im 
Anschluss vielversprechende Konzepte für die Übertragung ihrer digitalen Lösung samt dem damit 

verbundenen Prozesswissen auf potenzielle Transferregionen2 erarbeitet haben.  

Im Rahmen dieser Ausschreibung werden bundesweit interessierte Transferregionen gesucht, die 

eine der unten aufgeführten digitalen Lösungen auch in Ihrer Region etablieren oder das erlangte 

Wissen für Ihre Tätigkeiten mit nutzen möchten. 

Bei den zu transferierenden fünf Lösungsansätzen handelt es sich um folgende: 

- „Interkommunale Förderscouting Plattform“ des Amtes Viöl in Schleswig- Holstein, 

Themenbereich öffentliche Verwaltung 

- „Verwaltung 4.0“ des Amtes Mittelangeln und dem ITV.SH in Schleswig-Holstein, 

Themenbereich öffentliche Verwaltung 
- „kulturis“ des Landschaftsverbandes Südniedersachsen e.V. und der Stadt Einbeck in 

Niedersachsen, Themenbereich soziale und kulturelle Angebote 

- „Wissensplattform für Zukunftsorte“ des Netzwerkswerks Zukunftsorte unter Mitwirkung 

der Stadt Angermünde in Brandenburg, Themenbereich Schaffung attraktiver Wohn- und 

Arbeitsstandorte 

- „Herzberg digital.verein.t“ des Neuland21 e.V. und der Stadt Herzberg in Brandenburg, 
Themenbereich Zivilgesellschaft und Ehrenamt 

Im methodischen Fokus stehen die klassische Übertragung auf mehrere Regionen oder die 

Verbreitung (roll-out) in mehrere Regionen. Die kooperative Einheit aus Patenregion und 

Transferregionen wird in diesem Sinne als Transfervorhaben bezeichnet. Geplant sind fünf 

Transfervorhaben, die jeweils neben der koordinierenden Patenregion mehrere Transferregionen 
umfassen. Die Zahl der jeweils gesuchten Transferregionen ist den angefügten Steckbriefen zu 

entnehmen (Siehe Anlage 1). Die Hauptakteure des Ergebnistransfers in den Patenregionen sind die 

Wissensträger der jeweiligen zivilgesellschaftlichen Organisationen und die Projektverantwortlichen 

und -mitarbeitenden in den Kommunalverwaltungen. Bei diesen liegt auch die fachliche und 

administrative Gesamtkoordination des Transfervorhabens. Förderfähige Maßnahmen und 
Tätigkeiten sind insbesondere: 

- Gestaltung des Digitalisierungsprozesses vor Ort. Alle Transfervorhaben müssen einen 

wesentlichen Umsetzungsanteil haben, d.h. die Übertragung und Nutzung einer digitalen 

Lösung vor Ort steht im Fokus. Dies kann die Einführung einer digitalen Anwendung in 

Transferregionen oder die Verbreitung einer Anwendung sein. 
- Maßnahmen, die das Gelingen und die Verstetigung des Transfervorhabens sicherstellen, wie 

z. B. Netzwerkarbeit, Veranstaltungen, Informationsverbreitung und (digitale) 

Kompetenzbildung bei Bereitstellern und potenziellen Nutzern der digitalen Lösung.  

- Maßnahmen des Projektmanagements zur Organisation und Abwicklung des 

Transfervorhabens sowie der Koordinierung des Transfervorhabens. 

                                                             
1 erfahrenere Modellregion, die „Fürsorgepflicht“ für eine Region übernimmt 
2 Modellregionen, die eine Patenregion zur Seite gestellt bekommt 
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Transferbegünstigende Anpassungen und Erweiterungen der digitalen Anwendungen samt Inhalten 

sind möglich, wenn dies mit Blich auf die ortsspezifischen Bedürfnisse der jeweiligen Transferregion 

sinnvoll erscheint. 

Die Transferregionen müssen je nach Transfervorhaben spezielle Voraussetzungen erfüllen und 

Anforderungen entsprechen, damit die Übertragung gelingen kann. Einzelheiten dazu sind den 
angefügten Steckbriefen (Siehe Anlage 1) der Patenregionen sowie den weiteren generellen 

Ausführungen dieses Aufrufs zu entnehmen. 

III. Zuwendungsempfangende 

Diese Ausschreibung richtet sich an kommunale und zivilgesellschaftliche Akteure in ländlichen 

strukturschwachen Räumen, die die Erkenntnisse und Lösungen aus einem der oben genannten fünf 

Vorhaben auch in ihrer Region etablieren möchten. 

Bewerbungsberechtigt sind: 

- Gemeinden und Gemeindeverbände 
- zivilgesellschaftliche Institutionen (juristische Personen des öffentlichen oder privaten 

Rechts).  

Bewerbende müssen: 

- im ländlichen strukturschwachen Raum verortet sein bzw. der Schwerpunkt ihrer Aktivitäten 

muss in den ländlichen strukturschwachen Raum gemäß der angefügten Fördergebietskulisse  

(Siehe Anlage 2) wirken sowie 
- über eine dem geplanten Vorhaben angemessene Infrastruktur verfügen. 

Sofern Bewerbende eine einschlägige Begründung vorlegen, dass die ländliche Region von 

(drohender) Strukturschwäche betroffen ist, ist eine Teilnahme ausnahmsweise möglich.  

Landkreise sind in begründeten Ausnahmefällen ebenfalls bewerbungsberechtigt (Siehe Anlage 1). 

Primärzuwendungsempfangende sind dabei die Hauptantragstellenden aus den fünf Patenregionen, 
da ihnen die zentrale Transferkoordination und damit verbundene Verantwortung obliegt. Die 

finanzielle Unterstützung der Transferregionen ist grundsätzlich in Form von Weiterleitungen der 

Patenregionen vorgesehen.  

IV. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

Der Umfang der Bundesförderung pro Transfervorhaben beträgt rund 300.000 Euro über einen 

Zeitraum von 26 Monaten. Die Bereitstellung der Mittel erfolgt nach Haushaltsjahren. Die Verteilung 

ist bindend. Die Förderung erfolgt im Rahmen der Projektförderung als Zuwendung auf 

Ausgabenbasis. Die Zuwendungen werden als nicht rückzahlbare Zuschüsse im Wege der 
Anteilsfinanzierung mit einer Förderquote von bis zu 90 % gewährt. Den Transfervorhaben verbleibt 

grundsätzlich ein finanzieller Eigenanteil von mindestens 10 % der zuwendungsfähigen Ausgaben. 

Zur Deckung des Eigenanteils können private Drittmittel sowie Personalausgaben eingesetzt werden.  

Hauptantragstellende der Zuwendung sind grundsätzlich die Akteure d er Patenregionen. 

Förderfähig sind:  
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- konsumtive Ausgaben entsprechend der o.a. förderfähigen Maßnahmen inkl. 
Personalausgaben, 

- die Vergabe von Leistungen, 
- projektbedingte investive Ausgaben. Investive Ausgaben dürfen grundsätzlich nur einen 

untergeordneten Anteil der Gesamtförderung ausmachen. 

Nicht förderfähig sind:  

- Ausgaben und Kosten für die Umsetzung von Pflichtaufgaben / gesetzlich vorgeschriebenen 

Aufgaben, 
- Kosten für Stammpersonal,  

- der Erwerb von allgemeiner, nicht projektbedingter Ausstattung (insbesondere alle zur 
Grundausstattung zählenden Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände sowie 

Büroeinrichtungen und mobile Endgeräte), 
- Betriebs- und Folgekosten im Zusammenhang mit investiven Vorhaben sowie Kosten für den 

laufenden Betrieb von Einrichtungen und Ersatzbeschaffungen, 
- die Finanzierung des laufenden Geschäfts (einschließlich Infrastruktur) von bestehenden 

Einrichtungen, 
- Vorhaben der Güterproduktion, 

- Bauleistungen / Maßnahmen zur Bereitstellung von schnelleren Internetverbindungen,  
- Maßnahmen aus den Themenfeldern Mobilität und Verkehr. 

Über die Bereitstellung von Bundesmitteln kann erst entschieden werden, wenn die fachliche und 

administrative Prüfung der Antragsunterlagen erfolgt ist. Die Entscheidung wird per Bescheid 
mitgeteilt. Ein Anspruch der Bewerbenden auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Die 

bewilligende Stelle entscheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens. Die Gewährung der 

Zuwendung steht unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit der veranschlagten Haushaltsmittel. An der 

Durchführung der Maßnahmen muss ein erhebliches Bundesinteresse bestehen.  

V. Dokumentation und Wissenstransfer 

Die Transfervorhaben werden durch eine Projektassistenz begleitet. Sie beteiligen sich an 

Netzwerkaktivitäten der Förderinitiative „Heimat 2.0“ sowie des BMWSB Programm Region gestalten. 

Von den Zuwendungsempfangenden wird erwartet, dass sie ihre Erfahrungen dem 

Fördermittelgebenden und anderen am BMWSB-Programm Region gestalten  beteiligten 
Institutionen und anderen Modellvorhaben zur Verfügung stellen. Die damit verbundenen Aufgaben 

sollen schwerpunktmäßig von den Akteuren der Patenregionen übernommen werden. Dies umfasst 

im Wesentlichen:  

- Berichterstattung und Kooperation im Rahmen der administrativen und wissenschaftlichen 

Begleitung der Ergebnistransferaktivitäten aus „Heimat 2.0“, insbesondere Mitwirkung bei 
der Beantwortung der Forschungsfragen, Dokumentation der umgesetzten Maßnahmen und 

Darstellung erzielter Ergebnisse und Erfahrungen im Sinne des Wissenstransfers. 

- Die erzielten technischen Ergebnisse (z. B. Apps, Quellcode von Softwareprogrammen etc.) 

sind in geeigneter Form (z. B. open source) zu veröffentlichen und auf Verlangen 

interessierten Gebietskörperschaften bereitzustellen. 



 

5 
 

VI. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 

Prüfung der Verwendung und gegebenenfalls erforderlichen Aufhebung des Zuwendungsbescheides 
und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten §§ 23 und 44 BHO und die hierzu 

erlassenen Verwaltungsvorschriften sowie §§ 48 bis 49a VwVfG, soweit nicht in dieser 

Bekanntmachung Abweichungen zugelassen worden sind. Neben dem Zuwendungsrecht und 

Vergaberecht ist das EU-Beihilferecht einzuhalten (vgl. Art. 107 Vertrag über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV)).  

Der Bundesrechnungshof ist gemäß §§ 91 und 100 BHO zur Prüfung berechtigt.  

Als Bestandteil des Zuwendungsbescheides auf Ausgabenbasis werden die Allgemeinen 

Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung bzw. die Allgemeinen 

Nebenbestimmungen zur Projektförderung an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von 

Gebietskörperschaften (vgl. ANBest-P, Stand 13.06.2019 und ANBest-GK, Stand 13.06.2019) erklärt. 

Im Rahmen des späteren Antragsverfahrens erfolgt eine Bonitätsprüfung, wenn es sich bei dem 

Antragstellenden nicht um eine Anstalt des öffentlichen Rechts bzw. Gebietskörperschaft handelt. 

Ansonsten ist eine Bonitätserklärung ausreichend. 

Mit den zu fördernden Maßnahmen darf vor Bewilligung nicht begonnen worden sein. Der Abschluss 

von Lieferungs- und Leistungsverträgen gilt als Vorhabenbeginn.  

Abweichungen sind in begründeten Ausnahmefällen zulässig, wenn die Bewilligungsbehörde auf 
Antrag einem vorzeitigen, förderunschädlichen Vorhabenbeginn zugestimmt hat. Planungsleistungen 

zählen üblicherweise zu den vorbereitenden Maßnahmen und werden in der Regel nicht als Beginn 

eines Vorhabens angesehen.  

Eine Zuwendung für ein Vorhaben nach dieser Bekanntmachung schließt die Inanspruchnahme von 

anderen öffentlichen Zuwendungen – ausgenommen aus Haushaltsmitteln des Bundes – nicht aus.  

Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, andere öffentliche Zuwendungen, auch nach Erteilung 

eines Zuwendungsbescheides, dem Zuwendungsgeber mitzuteilen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Angaben der Antragstellenden zur Antragsberechtigung, zum 

Verwendungszweck und zu anderen öffentlichen Zuwendungen regelmäßig subventionserheblich 

gemäß § 264 des Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 2 des Subventionsgesetzes sind . 

VII. Verfahren 

Die Auswahl von Transferregionen für die fünf Transfervorhaben erfolgt nach wettbewerblichen 

Prinzipien und wird vom BMWSB und BBSR unter Beteiligung der Akteure aus den Patenregionen 
sowie mit Unterstützung einer Projektassistenz durchgeführt. Das Verfahren umfasst folgende 

Schritte 

1. Interessenbekundung : In der ersten Stufe können Akteure, die die oben genannten Kriterien 

sowie die weiteren Anforderungen entsprechend angefügter Steckbriefe erfüllen, ihr 

Interesse bis zum 17.03.2023 bekunden. Die Interessenbekundungen werden anhand 

festgelegter Kriterien bewertet. Die Interessensbekundung ist für mehrere der 
Transfervorhaben möglich, die Teilnahme nur an einem.  
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2. Zuwendungsantrag: In der zweiten Stufe stellen die Patenregionen unter Mitwirkung der 

ausgewählten Transferregion den gemeinsamen Vollantrag für das Transfervorhaben. Ein

Anspruch zur Teilnahme an der Fördermaßnahme besteht mit der Einreichung der 

Bewerbungsunterlagen nicht.

1.1.1. Interessenbekundung 

Von den bewerbenden Transferregionen sind die folgenden Unterlagen bis zum 17.03.2023 (23:59) 

an region.gestalten-heimat2.0@bmwsb.bund.de zu übermitteln:  

- ausgefülltes Bewerbungsformular; alternativ sind Bewerbungen im Audio- oder Videoformat 

möglich (Siehe Anlage 4)

- Anlagen: Neben der einzureichenden Bewerbung sind (formlose) Absichtserklärungen der

bewerbenden Kommune/zivilgesellschaftlichen Organisation obligatorisch (siehe

Hinweis Anlage 4)

Die eingegangenen Projektskizzen werden nach Ablauf der Vorlagefrist, neben den formalen 

Ausschlusskriterien, hinsichtlich der folgenden Kriterien geprüft und bewertet: 

- Motivation und Grundverständnis zur Teilnahme am Transfervorhaben

- Transfereignung (Erfüllung der Anforderungen , Matching mit der Patenregion)

- Vorbefassung mit der Thematik

- Gesamtdarstellung/-eindruck, Erfolgsaussichten

Die in den eingegangenen Interessenbekundungen und Anträgen enthaltenen personenbezogenen 

Daten und sonstigen Angaben werden von BMWSB/BBSR im Rahmen ihrer Zuständigkeit erhoben, 

verarbeitet und genutzt. Weitere Informationen zum Datenschutz entnehmen Sie bitte dem 

Informationsblatt (vgl. Informationsblatt Datenschutz nach Art. 13). 

Die Bewertung findet vorrangig auf Basis der eingereichten Unterlagen statt. Verweise auf 

weiterführende Informationen (z.B. Internetseiten, Apps oder Broschüren) werden in der Bewertung 

nur berücksichtigt, wenn sie strukturiert in die Bewerbung eingebunden werden. 

Am 22.02.2022 findet in der Zeit von 10:00 bis 13:00 Uhr eine Online- Infoveranstaltung statt. 
Nach einer Einführung des BMWSB/BBSR zu diesem Projekt haben Sie die Möglichkeit , in 
Kleingruppen Akteure der Patenregionen kennenzulernen und Fragen an diese zu richten. Melden Sie 
sich dafür unter Pamela.Sanwald@BBR.Bund.de unter Angabe der gewünschten Patenregion an. Die 
Anmeldedaten und eine Agenda des Termins werden Ihnen kurz vor dem Termin zur Verfügung 
gestellt. 

1.1.2. Zuwendungsantrag 

- Einreichung der Zuwendungsanträge bis voraussichtlich Mai 2023

- Die Anträge, deren vertiefte Prüfungen positiv abgeschlossen werden, sollen im Juli 2023

beschieden werden

Fühlen Sie sich angesprochen? Haben Sie in Ihrer Region ein ähnliches Projekt in Vorbereitung oder 

stellen sich bei Ihnen ähnliche Herausforderungen wie in einer der Patenregionen? 

mailto:region.gestalten-heimat2.0@bmwsb.bund.de
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VIII. Inkrafttreten  

Diese Bekanntmachung tritt mit dem Tag der Veröffentlichung auf der Website des Bundesinstitutes 

für Bau-, Stadt- und Raumforschung in Kraft.  

[Berlin/Bonn, den 18.01.2023] 

Im Auftrag 
 

Im Auftrag 
 

  

Dr. Müller Dr. Kawka 

 

Anlagen 

Anlage 1 Steckbriefe der fünf Patenregionen 

Anlage 2 Fördergebietskulisse  

Anlage 3 Information zum Datenschutz 

Anlage 4 Bewerbungsformular 

Anlage 5 Nebenbestimmungen ANBest-Gk 
Anlage 6 Nebenbestimmungen ANBest-P 
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Kontaktmöglichkeiten bei Rückfragen 

 
Bitte primär per Mail an: region.gestalten-heimat2.0@bmwsb.bund.de 
 
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 
 
Ansprechpartnerin: 
Marie-Luise Schlander 
Referat RS 1 - Raumentwicklung 
Tel.: 0228 99401-2111 
Marie-Luise.Schlander@BBR.Bund.de 
 
Ansprechpartnerin: 
Pamela Sanwald 
Referat RS 1 – Raumentwicklung 
Tel.: 0228 99401-2165 
Pamela.Sanwald@BBR.Bund.de 
 
Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) 
 
Ansprechpartnerin:  
Anne-Carin Heilmann 

Referat S III 1 – Grundsatzangelegenheiten 
Raumordnung, Raumentwicklung 
Tel.: 030 18335-16514 
Anne-Carin.Heilmann@bmwsb.bund.de 
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